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Zusammenfassung: Das Schweizer Mietrecht kennt den Unterschied zwischen Nominalzinsen
und Realzinsen nicht. Dies führt dazu, dass die Mieten in Zeiten höherer Inflation stark
überindexiert sind. In der Periode 1990-1996 haben die Mieter wegen den Unzulänglichkeiten
im Mieterschutz ca. 9 Mia. Fr. zuviel an die Vermieter gezahlt. Eine einfache Möglichkeit die
gröbsten Missstände zu beseitigen würde darin bestehen, die Bindung der Mieten an den
Hypothekarzins vollkommen aufzugeben, dafür aber eine 100%ige Indexierung zu erlauben.
Aus makro-ökonomischen Gründen wäre es sinnvoll diese Indexierung zeitlich über mehrere
Jahre zu verteilen.
* Ich möchte meinen Kollegen im DEEP für ihre anregenden Kommentare danken.2
0 Einleitung
Ziel dieser Arbeit ist es, auf einige strukturelle Mängel im bestehenden Schweizer Mietgesetz
hinzuweisen, und Verbesserungsvorschläge zu machen. Es werden insbesondere folgende
Punkte betont:
1) Der Schweizer Mieterschutz weist grundlegende konzeptionelle Fehler auf. Diese haben
insbesondere dazu geführt, dass die Mieter in der Periode 1990-1996 über 9 Mia. zuviel
Miete gezahlt haben, und die Mieten auch heute noch im Durchschnitt um mindestens
6% zu hoch liegen.
2) Die wichtigste Lücke im herrschenden Gesetz ist die Tatsache, dass kein Unterschied
gemacht wird zwischen Realzinsen und Nominalzinsen. Die Mieten sind deshalb in Perioden
von Inflation stark überindexiert. Dies führt zu den oben erwähnten Umverteilungen
zwischen Mietern und Vermietern, und ist darüber hinaus makro-ökonomisch alles andere als
wünschenswert.
3) Die Hauptrolle des Mietgesetzes sollte darin bestehen, die Mietanpassung bei der
Fortschreibung bestehender Mietverhältnisse zu regulieren. Ein solcher Gesetzeseingriff ist
notwendig, da wegen des bekannten "hold-up" Problems die Verhandlungsmacht zwischen
Mietern und Vermietern sehr ungleich verteilt ist.
4) Die Gesetzesbestimmung, gemäss der die Mieten nicht voll indexiert werden können, ist
nicht sinnvoll. Sie versucht Mietentwicklungen zu erzwingen, die mit einem funktionierenden
Wettbewerb auf dem Markt für Mietwohnungen nicht in Einklang zu bringen sind. Es sollte
den Vermietern erlaubt werden ihre Mieten voll zu indexieren.
5) Um volkswirtschaftlich schädliche Preis-Miet-Spiralen zu vermeiden, sollte die Anpassung
der Mieten an das Preisniveau allerdings zeitlich verzögert und über mehrere Jahre geglättet
werden.
6) Die Festsetzung von Mieten bei neuen Verträgen sollte grundsätzlich frei sein. Da der
Mietmarkt jedoch von Natur aus äusserst wenig transparent ist, sollte der Gesetzgeber
flankierende transparenzfördernde Massnahmen durchsetzen. Dazu gehören insbesondere:
a) Die Verpflichtung dem Neumieter die Miete des Vormieters mitzuteilen.
b) Die Verpflichtung dem Neumieter standardisierte Informationen über das Mietniveau der
betroffenen Region mitzuteilen.
I Der historische Hintergrund
Im Jahr 1996 lanzierte der Schweizerische Mieterinnen und Mieterverband die Volksinitiative
"JA zu fairen Mieten". Der mit Sicherheit wichtigste Grund für diese Initiative ist in Abbildung
1 dargestellt: als die Nationalbank die Hypothekarzinsen in den Jahren 1988-1992 mit ihrer
äußerst restriktiven Geldpolitik von ca. 5% auf knapp 8% nach oben trieb, benutzten die3
Vermieter den Spielraum, den ihnen das sogenannte Mieterschutzgesetz
1 gab, um ihre Mieten
massiv zu erhöhen, und zwar wesentlich schneller als dies durch den generellen Anstieg des
Preisniveaus gerechtfertigt wäre. (Bei den Mieten in Abbildung 1 handelt es sich um die
Realmieten, d.h. nach Berücksichtigung der Inflation). In den Jahren 1988-1992 sind die
Mieten also um ca. 12 Prozentpunkte schneller gestiegen als das allgemeine Preisniveau.
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Als die Zinsen dann wieder sanken, zeigten die Vermieter keineswegs denselben Eifer, auch
diese Zinssenkungen in der Form von niedrigeren Mieten an die Mieter weiterzugeben. Die
Realmieten sind zwischen 1992 und 1996 praktisch konstant geblieben, und dies obwohl die
Zinsen inzwischen leicht unter ihr ursprüngliches Niveau abgesunken sind. Real zahlt der
durchschnittliche Mieter also immer noch ca. 12% mehr als vor 10 Jahren, und dies trotz einer
ausgesprochen schlechten Konjunkturlage, und einem relativ hohen Bestand an
Leerwohnungen!
2 In einem vom Mieterverband in Auftrag gegebenen Gutachten wurde
berechnet, dass diese asymmetrische Anpassung der Mieten die Mieter in den Jahren 1990-
1996 ca. 5.9 Mia. Franken gekostet hat
3.
II Die grundlegenden Probleme
Es ist zweifellos richtig, dass der raketenartige Anstieg des realen und nominalen Mietniveaus
Anfang der 1990er Jahre (vgl. Abbildung 2) auf strukturelle Fehler beim schweizerischen
Mieterschutz hinweist, Fehler die unbedingt korrigiert werden müssen. Die Initiative "JA zu
fairen Mieten" deutet allerdings darauf hin, dass auch der Mieterverband nicht gewillt ist, die
Probleme an der Wurzel zu packen. Auf jeden Fall ist der Vorschlag, die Mieten nur langsam
an das (nominale) Zinsniveau anzupassen
4, kaum als zufriedenstellende Lösung zu betrachten.
                                               
1 Offiziell wird zwar neutral von Mietrecht geredet, im Volksmund wird jedoch oft das Konzept Mieterschutz
verwendet.
2 Der Anteil Leerwohnungen ist zwischen 1990 und 1995 von 0.4% auf 1.4% gestiegen.
3 BASS (1996) S. 15
4  Dies ist eine der wichtigsten Neuerungen der Initiative.4
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Das schweizerische System des Mieterschutzes weist zwei grundlegende Probleme auf:
- Zum einen die Asymmetrie in der Anpassung. Die Vermieter machen regelmässig
Gebrauch von den Möglichkeiten der Mieterhöhung. Kommt es hingegen zu
Änderungen in den Rahmenbedingungen, die zu Mietsenkungen führen sollten, so
passiert nicht viel
5. Dies liegt an der Tatsache, dass die Mieter aus strukturellen
Gründen eine wesentlich schlechtere Verhandlungsposition haben als die Vermieter.
- Zum anderen ein fundamentaler konzeptueller Fehler: Das schweizerische System des
Mieterschutzes kennt den Unterschied zwischen Nominalzins und Realzins nicht
6.
Per Definition ist der Realzins gleich dem Nominalzins minus der (erwarteten) Inflationsrate.
Im schweizerischen Mieterschutz gibt es das Konzept des Realzinses nicht. Eine Erhöhung des
Nominalzinssatzes führt immer zu der gleichen Mieterhöhung, egal ob sie durch eine Erhöhung
der Inflationsrate oder durch eine Erhöhung der Realzinsen verursacht wurde. Ökonomisch
besteht hier allerdings ein grundlegender Unterschied.
II.1 Realzinsen und Nominalzinsen
Um den Unterschied zwischen Real- und Nominalzinsen zu verstehen, vergleiche man zwei
Situationen:
a) Im ersten Fall liegt die Inflationsrate bei 0%, der Real- (und Nominal)-zins beträgt 3%.
                                               
5 Dies ist der Punkt, der in der BASS-Studie betont wird.
6 Dieser Punkt ist schon von einer Reihe anderer Autoren betont worden. Vgl. insbesondereVontobel (1993)
Kapitel 4.5
Ein Hausbesitzer mit einer Hypothekarschuld von 1 Mio. Fr. muss in dieser Situation jedes
Jahr 30'000 Franken Zinsen zahlen. Die Kaufkraft seiner Schuld bleibt dabei konstant bei 1
Mio. Franken.
b) Im zweiten Fall liegt die Inflationsrate bei 4%, der Nominalzins beträgt 7%. Der Realzins ist
also genau wie im ersten Fall 3%.
Ein Hausbesitzer mit einer Hypothekarschuld von 1 Mio. Fr. muss in dieser Situation jedes
Jahr Zinsen von 70'000 Franken zahlen. Die Kaufkraft seiner Schulden nimmt aber jedes Jahr
um 40'000 Franken ab. Anders ausgedrückt: Die 70'000 Franken "Zinszahlung " des
Hausbesitzers bestehen ökonomisch gesehen aus einer "realen" Zinszahlung von 30'000
Franken, und einer (impliziten) Rückzahlung des Kapitals von 40'000 Franken. Die
Kaufkraft seiner (konstanten) Nominalschuld von 1 Mio. Franken sinkt ja jedes Jahr
um 40'000 Franken.
Vergleicht man die beiden Situationen so erkennt man, dass man klar zwischen Cash-Flow und
(realer) Zinszahlung unterscheiden muss. Der Hausbesitzer muss in der Situation mit 4%iger
Inflation zwar jedes Jahr 40'000 Franken mehr an seine Bank abliefern. Er hat also einen
wesentlich höheren (negativen) Cash-Flow. Dieser höhere negative Cash-Flow kommt jedoch
dadurch Zustande, dass er (real gesehen) in der Zeit mit höherer Inflation jedes Jahr (real
gesehen) einen Teil (4%) seiner Schulden zurückzahlt. Real gesehen zahlt er in beiden
Situationen genau den gleichen Zins.
II.1.1 Front-end loading
In einer Welt mit Inflation führen konstante nominale Zinszahlungen (wie sie in der Schweiz
üblich sind) zu einem Phänomen, das im angelsächsischen Raum als "front-end loading"
bekannt ist: Der Schuldner muss in den ersten Jahren (real gesehen) wesentlich mehr an die
Bank abliefern als in der entfernten Zukunft. Dies soll an Hand eines Zahlenbeispiels erklärt
werden:
Nehmen wir an, unser Hausbesitzer (aus dem vorigen Abschnitt) verdient auf dem
Arbeitsmarkt 100'000 Franken real pro Jahr, d.h. der Lohn wird regelmässig der Inflation
angepasst.
Bei einer Inflationsrate von 4% muss er im ersten Jahr 70% seines Lohnes aufwenden, um
seinen "Zins"verpflichtungen nachzukommen, 70'000 Fr. "Zins"zahlung bei einem Lohn von
100'000 Fr. Nach zehn Jahren (mit 4% Inflation pro Jahr) ist sein Nominallohn auf ca. 150'000
Franken gestiegen. Die gleiche nominale Zinszahlung von 70'000 Franken entspricht also nur







































































































































Die Banken in den meisten Ländern haben natürlich verstanden wie unsinnig es ist, von ihren
Schuldnern zu verlangen, dass sie jedes Jahr (real gesehen) einen Anteil ihrer Schulden
zurückzuzahlen, der ungefähr der Inflationsrate entspricht. Sie bieten deshalb insbesondere in
Zeiten höherer Inflation Verträge an, in denen die reale Zinszahlung jedes Jahr konstant bleibt,
die nominale Zinszahlung also mit der Inflationsrate steigt. Die Schweizer Grossbanken haben
sich zu dieser Umstellung bisher noch nicht oder nur in Ausnahmefällen durchringen können.
Sie haben Ende der 1980er Jahre, als die Nationalbank mit ihrer sehr restriktiven Geldpolitik
die Zinsen massiv in die Höhe trieb, von ihren Kunden verlangt, dass sie die fälligen
Nominalzinsen zahlen. Sie haben damit viele Hausbesitzer vor erhebliche Liquiditätsprobleme
gestellt, und das ihre dazu beigetragen, dass die Schweiz so rasch in die Wirtschaftskrise
rutschte. Das Problem ist in der Schweiz u.a. deswegen besonders stark ausgeprägt, weil bei
einen grossen Anteil der Hypothekarkredite der Zinssatz laufend den Marktbedingungen
angepasst werden kann. In anderen Ländern wird wesentlich mehr mit Festzins-Hypotheken
gearbeitet.
II.2 Mieten und Hypothekarzinsen
Die Schweiz ist meines Wissens das einzige Land in Europa, in dem das sogenannte
Mieterschutzgesetz es den Vermietern erlaubt, ihre Mieten zu erhöhen, wenn die
Nominalzinssätze steigen, und zwar auch dann, wenn die Realzinsen konstant bleiben oder
sogar sinken. Wie man in Abbildung 4 sieht, liegen in der Schweiz in Perioden höherer
Inflation die Nominalzinsen im allgemeinen höher, die Realzinsen aber niedriger. Das zur
Zeit geltende Mietgesetz führt also dazu, dass die Vermieter ihre Mieten in Zeiten von


























































In der Periode 1988-1992 Jahre hat der vermeintliche Mieterschutz dazu geführt, dass
die Vermieter die Mieter über Mieterhöhungen verpflichten konnten, einen Grossteil
ihrer Realschulden an ihrer Stelle zurückzuzahlen. Dieser Gedanke soll im folgenden
näher erläutert werden.
Die höheren nominalen Zinssätze zwischen 1988 und 1993 bedeuteten, dass die Vermieter (wie
auch die anderen Hypothekarschuldner) wesentlich höhere "Zinszahlungen" an die Banken
abliefern mussten. Wie schon erklärt, handelte es sich aber bei einem  beachtlichen Teil dieser
sogenannten Zinszahlungen de facto um eine implizite Rückzahlung der Schulden. Der
Vermieter musste zwar im Verlauf der Jahre hohe Beträge an die Bank abliefern, am Ende des
Jahres war die Kaufkraft seiner Schuld aber auch wegen der Inflation gefallen. Der falsch
konzipierte "Mieterschutz" gab nun den Vermietern die Möglichkeit, die höheren
"Zinszahlungen" auf die Mieter abzuwälzen, eine Möglichkeit von der sie ausgiebig Gebrauch
gemacht haben.
Anders ausgedrückt: Die höheren Nominalzinsen in Zeiten höherer Inflation stellen die
Vermieter (insbesondere wenn sie es mit wenig flexiblen Banken zu tun haben) vor bedeutende
Liquiditätsprobleme. Sie müssen sich die nötigen liquiden Mittel beschaffen, um die höheren
Nominalzinsen zu zahlen. Sie begleichen so nicht nur ihre Realzinsen, sondern zahlen auch
einen Teil ihre Schulden (real) zurück.
Das Schweizer Mietrecht löst das Liquiditätsproblem der Vermieter, indem es ihnen
erlaubt, ihre Mieten zu erhöhen. Um ein Liquiditätsproblem zu lösen wird also eine
massive Einkommensumverteilung zwischen Mietern und Vermietern vorgenommen.
Die Mieter müssen höhere Mieten zahlen, damit die Vermieter ihre Schulden (real
gesehen) zurückzahlen können. Das ist für die Vermieter natürlich eine ausgesprochen
vorteilhafte Lösung.8
Die Lösung ist umso ungerechter, wie ja die Vermieter nirgends verpflichtet sind, und auch
nicht verpflichtet werden können, die Mieten zu senken, wenn der Realwert ihrer Schulden
gesunken ist, weil sie diese de facto mit den höheren Mieten zurückbezahlt haben. Im
Schweizer "Mieter"schutz ist der Mieter, zumindest was die Anpassung der Mieten an die
Nominanlzinssätze angeht, eindeutig der Dumme, oder, wie die Franzosen so schön sagen: "Le
dindon de la farce".
Der sogenannte Mieterschutz hat zu einer massiven Umverteilung auf Kosten der Mieter
und zu Gunsten der Vermieter geführt. Konservativ geschätzt haben die Mieter in den
Jahren 1988-1996 über 9 Mia. Fr. zuviel gezahlt
7.
Dass die Mieten dank dieses schlecht konzipierten "Mieterschutzes" auf ein viel zu hohes
Niveau stiegen, erkennt man unter anderem auch daran, dass seit Mitte der 1990er Jahre ein
starkes Überangebot auf dem Wohnungsmarkt herrscht. (Der Anteil Leerwohnungen ist von
0.4% im Jahr 1990 auf 1.4% im Jahr 1995 gestiegen).
Es wird behauptet, dass eines der Grundziele des Schweizer Mietrechts darin besteht dafür zu
sorgen, dass die Mietsteigerungen jeweils durch Kostensteigerungen für die Vermieter
gerechtfertigt sind. Eine Anpassung der Mieten an den Nominalzins widerspricht diesem
Konzept diametral. Wenn der Gesetzgeber schreibt
8: "Als Kostensteigerung im Sinne von
Artikel 269a Buchstabe b des Obligationenrechtes gelten insbesondere Erhöhungen der
Hypothekarzinse,...", so ist dies ein Ausdruck des mangelnden ökonomischen Sachverstandes
mit dem leider immer wieder in das Wirtschaftsgeschehen eingegriffen wird. Für den
Vermieter sind nicht die Nominal - sondern die Realzinsen ein Kostenfaktor. Wenn es
tatsächlich darum gehen soll, die Mieten den Kosten anzupassen, so sollten mit Sicherheit nur
die Realzinsen berücksichtigt werden. Die Nominalzinsen sind kein Kostenfaktor, sie
beeinflussen lediglich den Cash-Flow. Es ist nicht weiter erstaunlich, dass ein Gesetz, welches
zwischen zwei so unterschiedlichen Konzepten wie Cash-Flow und Kosten nicht unterscheiden
kann, zu ökonomisch wenig überzeugenden Ergebnissen führt.
Es ist bedauerlich dass der Mieterschutzverband in seiner Initiative "JA zu fairen Mieten"
dieses strukturelle Problem im zur Zeit gültigen Gesetzestext nicht berücksichtigt hat (oder
berücksichtigen wollte). Durch eine nur graduelle Anpassung der Mieten an die Nominalzinsen
wird das Problem keineswegs gelöst. Die (ungerechtfertigte) Mietsteigerung wird lediglich
gleichmässiger über die Zeit verteilt. Wenn der Gesetzgeber sich die Mühe macht, das
Mietrecht zu ändern, so sollte er eine ökonomisch saubere Lösung wählen, die auch
längerfristig bestehen kann. Jeder Versuch die Mieten an die nominalen Zinssätze anzupassen
(ob mit oder ohne zeitliche Verzögerung) muss aus den oben aufgeführten Gründen in Zeiten
höherer Inflation zu Fehlanpassungen führen. Es lohnt sich über dieses Problem genauer
nachzudenken. Die Mietkosten sind ein Posten, für den viele Haushalte 20% bis 30% ihres
verfügbaren Einkommens aufwenden. Steigen die Mieten zu schnell, so führt dies dazu, dass
ihnen nicht genügend Mittel für ihre übrigen Ausgaben bleiben. Falsch konzipierter
Mieterschutz hat also neben den verteilungspolitischen durchaus auch negative makro-
ökonomische Auswirkungen.
                                               
7 Vgl. Abschnitt IV.
8 Art.12 VMWG.9
III Die Ziele des Mieterschutzes
Um darüber nachdenken zu können, wie ein vernünftiges Mieterschutzgesetz das Problem der
schwankenden Nominalzinsen lösen sollte, muss man sich kurz die Frage stellen, warum ein
solches Gesetz überhaupt notwendig sein sollte, und welche Ziele der Gesetzgeber dabei
verfolgen sollte.
Beginnen wir mit der Analyse der wichtigsten Ziele des Mieterschutzes: Es spielen hier
insbesondere zwei Probleme eine Rolle, das Problem der Neuverhandlungen (hold-up-
Problem) und die Frage des Risikoausgleichs.
III.1 Das Problem der Neuverhandlungen als Grund für den Mieterschutz
Ist ein Mieter erst einmal in eine Wohnung eingezogen, und hat dort eine Zeit lang gelebt, so
ist er in gewisser Hinsicht "erpressbar". Dies liegt daran, dass jeder Umzug mit relativ hohen
Fixkosten verbunden ist, Kosten die zum Teil rein finanziell sind, zum (grösseren) Teil aber
auch "sozial". Zu den finanziellen Kosten gehören insbesondere die effektiven Umzugs- und
Einrichtungskosten, zu den sozialen Kosten die Tatsache, dass man mit Nachbarn
Freundschaften geschlossen hat, dass die Kinder sich an gewisse Schulen gewöhnt haben usw.
All diese Kosten bedeuten, dass ein Mieter, wenn er erst einmal eingezogen ist, in einer
schlechten Verhandlungsposition ist, und Mieterhöhungen akzeptieren würde, die er vor
seinem Einzug abgelehnt hätte. In der ökonomischen Literatur ist dieses Phänomen als "hold-
up" Problem bekannt. Die Fixkosten des Umzuges aber auch die oben erwähnten sozialen
Kosten eines Wohnungswechsels werden als "beziehungsspezifische versunkene Kosten"
(relation-specific sunk costs) bezeichnet
9.
Dieses "hold-up" Problem ist aus der Sicht des Ökonomen mit Sicherheit der wichtigste Grund,
warum es eine gesetzliche Regelung braucht, unter welchen Umständen und in welchem
Ausmass Vermieter die Möglichkeit haben sollten, die Mieten im Verlauf der Zeit zu
erhöhen
10. Es wird damit keineswegs unterstellt, dass alle Vermieter von der Möglichkeit
Gebrauch machen würden, ihre Mieten übermässig zu erhöhen. Es ist aber schwer zu
bestreiten, dass es sich hier um ein ernstzunehmendes Problem handelt, und dass ein Teil der
Vermieter von dieser Möglichkeit Gebrauch machen könnte.
Die Tatsache, dass die Mieten in der Schweiz Anfang der 1990er Jahre stark gestiegen sind,
sich aber seither trotz der miserablen Konjunkturlage kaum zurückentwickelt haben, ist ein
guter Indikator, wie ungleich die Verhandlungsmacht auf diesem Markt verteilt ist
11. Es gibt
                                               
9 Natürlich verursacht ein Mieterwechsel auch dem Vermieter gewisse Fixkosten. Diese sind aber im Vergleich
zu den Kosten für die Mieter sehr gering. Zieht der Mieter nicht zum vertraglich festgelegten Termin aus, so
muss sogar er die Kosten tragen, einen Neumieter zu finden.
10 Das hold-up Problem spielt natürlich auch in vielen anderen Märkten eine bedeutende Rolle. Vgl.
insbesondere Williamson (1985). Eine kurze, klare Darstellung findet der interessierte Leser in Hart (1995)
s.27-28.
11 Neben dem hold-up Problem gibt es natürlich noch eine Reihe anderer Gründe für die ungleich verteilte
Verhandlungsmacht. Dazu gehören insbesondere Unkenntniss des Gesetzes, und weniger Erfahrung im
Prozessieren.10
also gute empirische Gründe davon auszugehen, dass Handlungsbedarf besteht: Es muss dafür
gesorgt werden, dass die Vermieter nicht die Möglichkeit haben ihre Mieten für bestehende
Mietverhältnisse allzu stark zu erhöhen.
III.1.1 Alternative Lösungsansätze
Es braucht nicht immer gesetzliche Eingriffe um das "hold-up" Problem in den Griff zu
bekommen. Es gibt auch eine Reihe marktwirtschaftlicher Lösungsansätze. Der wichtigste ist
sicherlich das Unterzeichnen längerfristiger Verträge. Auf dem Wohnungsmarkt ist dies kaum
eine zufriedenstellende Lösung. Der Arbeitsmarkt erfordert von einem Grossteil der
Bevölkerung eine hohe Mobilität. Der Arbeitnehmer muss also davon ausgehen, dass er immer
wieder (und zu Zeitpunkten, die er nicht voraussehen kann) umziehen muss (oder arbeitslos
wird). Unterzeichnet er unter solchen Umständen einen langfristigen Mietvertrag, so
übernimmt er ein bedeutendes finanzielles Risiko.
Im übrigen kann man das Mieterschutzgesetz in weiten Bereichen als ein System von
standardisierten allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) interpretieren. Es enthält Regeln,
wie kurzfristige Mietverträge im Falle einer Fortführung des Mietverhältnisses fortgeschrieben
werden sollen. Es ist bekannt, dass AGBs im allgemeinen  eher produzenten-freundlich sind.
Auf dem Wohnungsmarkt, in dem auch relativ wenig gebildete und qualifizierte Bürger einen
beachtlichen Teil ihres Einkommens einsetzen, ist es durchaus vernünftig, dass der Staat sich
dafür einsetzt, diese AGBs einigermassen gerecht zu gestalten. Die Verhandlungsmacht
zwischen den gut organisierten Hausbesitzern und den eher schwachen Mieterverbänden ist
ungleich verteilt, und man kann davon ausgehen, dass zumindest ein Teil der Mieter sich
übervorteilen liesse.
Die Probleme im Mieterschutz sind im Prinzip ähnlich den Problemen, denen man im
Arbeitsrecht begegnet. Dieselben Gründe, die für gewisse staatlich festgesetzte Grundregeln
auf dem Arbeitsmarkt sprechen, sprechen auch für ähnliche Eingriffe auf dem Wohnungsmarkt.
Es soll damit keineswegs angedeutet werden, dass das zur Zeit geltende System der staatlichen
Regulierung nicht verbessert werden sollte. Ganz im Gegenteil, wir haben darauf hingewiesen,
dass eben dieses System es den Vermietern erlaubt, die Mieter in Zeiten höherer Inflation ganz
entscheidend zu übervorteilen. Aus der Beobachtung, dass ein System bestehender
Staatseingriffe verbesserungswürdig ist, folgt jedoch keineswegs, dass es abgeschafft werden
sollte. Es kann und soll verbessert werden!
12
                                               
12  Die Broschüre "Analyse économique de l'évolution des loyers" (Créa et al.) zeigt die bestehenden Fehler des
zur Zeit gültigen Schweizer Mietrechts gut auf. Sie zieht daraus aber den keineswegs zwingenden Schluss, dass
das "freie" (oder hemmungslose?) Spiel der Marktkräfte die beste Lösung sei.11
III.2 Das Problem der Risikoaufteilung.
Der Kauf eines Hauses zum Vermieten ist ein Investitionsentscheid, der zwangsweise mit
gewissen Risiken verbunden ist. Für unsere Zwecke ist insbesondere auf drei Risikoquellen
hinzuweisen:
1) Das Ertragsrisiko: Wie entwickelt sich das Mietniveau.
2) Das Kostenrisiko: Wie entwickeln sich die Realzinssätze und die anderen laufenden Kosten.
3) Das Vermögensrisiko: Wie entwickeln sich die Immobilienpreise.
Punkt 3) darf nicht vernachlässigt werden. In der Periode 1970-1990 war das Vermieten eines
Hauses insbesondere deswegen eine gute Investition, weil die Häuserpreise stark gestiegen
sind. Die Unsicherheit in Bezug auf die zukünftige Entwicklung der Immobilienpreise gehört
sicherlich zu den bedeutendsten Risikoquellen. Es lohnt sich diese Tatsache zu betonen, weil
das Gesetz diese Unsicherheitsquelle praktisch vollständig vernachlässigt, dafür aber bei
wesentlich weniger wichtigen Problemen versucht, alles bis ins letzte Detail zu regeln.
Um das Problem des Risikoausgleichs vernünftig zu lösen, muss ein gut konzipierter
Mieterschutz zwangsweise Regeln enthalten, unter welchen Umständen und in welchem
Ausmass die Mieten im Verlauf des Zeit angepasst werden kann.
Es gibt hier natürlich eine Unzahl möglicher Lösungsansätze. Wir wollen aus pädagogischen
Gründen als erstes kurz eine unzufriedenstellende Extremlösung diskutieren, um uns dann
einem wesentlich vernünftigeren Vorschlag zuwenden.
III.2.1 Eine Extremlösung
Eine offensichtlich einfache Lösung wäre festzuschreiben, dass die Nominalmieten konstant
bleiben müssen, solange das Mietverhältnis bestehen bleibt. Diese Lösung ist natürlich
ökonomisch aus einer Reihe von Gründen völlig unzufriedenstellend. Insbesondere wären
sowohl der Mieter wie auch der Vermieter einem erheblichen Inflationsrisiko ausgesetzt, da ja
beide Parteien normaler Weise nicht wissen, wie lange das Mietverhältnis bestehen bleibt, und
wie sich die Inflation entwickelt. Ein Vermieter würde auf einen solchen Vertrag
wahrscheinlich nur eingehen, wenn er dafür eine erhebliche Risikoprämie in der Form einer
hohen Anfangsmiete erzielen könnte
13. Dies würde insbesondere Mieter, die aus beruflichen
Gründen mobil bleiben müssen, stark benachteiligen.
Eine so rigide Lösung wäre also weder im Interesse der Mieter noch der Vermieter. Beide
Parteien würden bei einem solchen Vertrag mit erheblichen Unsicherheiten leben müssen. Es
bestände die Möglichkeit eine Lösung zu finden, bei der sowohl die Vermieter als auch die
Mieter besser gestellt würden. Es lohnt sich diesen Punkt explizit zu betonen, da über dieses
                                               
13 Die insbesondere bis Anfang der 1990er Jahre geltende Beobachtung, dass die Mieten umso niedriger waren,
je länger das Mietverhältnis bestand, ist wahrscheinlich genau auf diesen Tatbestand zurückzuführen. Da die
Mieten nur partiell indexiert werden durften, verlangten die Vermieter überhöhte Anfangsmieten. Die Mieter
waren bereit diese zu zahlen, weil sie erwarteten, dass die Inflation ihre Realmiete mit der Zeit reduzieren
würde. Das unerwartete Anziehen der Nominalzinsen Ende der 1980er Jahre hat ihnen allerdings einen
gründlichen Strich durch die Rechnung gemacht.12
emotionsgeladene Problem oft so diskutiert würde, als ob es nur um ein reines
Verteilungsproblem geht. Dies ist nicht der Fall. Es besteht zumindest in gewissen Bereichen
die Möglichkeit von sog. "Pareto - Verbesserungen", d.h. es ist möglich beide Parteien
besser zu stellen.
III.2.2 Eine einfache vernünftige Lösung
Eine einfache Möglichkeit beiden Parteien gerecht zu werden, würde darin bestehen, dafür zu
sorgen, dass die Mieten sich ungefähr mit der Inflationsrate entwickeln. Über die lange Frist
gesehen, scheint es in der Schweiz so zu sein, dass sich die Mieten nur geringfügig schneller als
die Inflationsrate entwickeln. Im Zeitraum 1967-1988 sind die Mieten real im Durchschnitt um



























































































Indexiert man die Mieten für bestehende Mietverträge also mit dem
Konsumentenpreisindex, so erhält man eine Lösung, die über längere Zeitperioden
hinweg und im Durchschnitt ziemlich genau dem entspricht, was man in der Realität
beobachtet. Im übrigen sollten auch die Mieter gegen eine solche Lösung nichts einzuwenden
haben. Da (längerfristig gesehen) auch die Löhne mit der Inflationsrate steigen, und es in
Zeiten hoher Arbeitslosigkeit in der Schweiz meistens kaum Inflation gibt, ist das Risiko einer
solchen Lösung auch für die Mieter gering. Da die Mieten der Inflation angepasst werden
können, gibt es für die Vermieter schliesslich auch keinen Grund überhöhte Anfangsmieten zu
verlangen.
                                               
14Gemäss Créa et al. ist der Anstieg der Realmieten bis 1967 eher niedriger gewesen13
Die zur Zeit gültige Lösung, welche die Möglichkeiten für Mieterhöhungen an die Entwicklung
der Nominalzinsen bindet, führt in Zeiten anziehender Inflation zu einer eigentlichen
Mietschere. Das Gesetz erlaubt den Vermietern Mieterhöhungen, die ökonomisch eigentlich
nicht gerechtfertigt wären, und die Vermieter können diese auch durchsetzen, da die Mieter






























III.2.3 Die Situation in Deutschland
Um zu illustrieren, dass der starke Anstieg der Mieten in den Jahre 1988-1996 wirklich zum
grössten Teil auf die strukturellen Fehler im Schweizer Mieterschutz zurückzuführen ist, kann
man die Entwicklung in der Schweiz mit den Erfahrungen in Deutschland vergleichen.
Wie man Abbildung 7 entnehmen kann, lässt sich die tatsächliche Mietentwicklung in
Deutschland in der Periode 1962-1988 (genau wie in der Schweiz
15) recht gut durch eine
Inflationsanpassung und ein leichtes reales Wachstum approximieren.
16
                                               
15 Vgl. Abb.5.
16 Die Realmieten in Deutschland sind (statistisch) um ca. 1,3% pro Jahr gestiegen, also etwas schneller als in
der Schweiz. Es wäre wahrscheinlich ein Fehler zu versuchen, die Differenz (von ca. 0.5% pro Jahr) zu
interpretieren. Es ist gut möglich, dass die Differenz einzig und allein auf Unterschiede in den statistischen
Verfahren (insbesondere bei der Qualitätsbereinigung) zurückzuführen ist.14
ABBILDUNG 7




































































































Auch Deutschland hat in den Jahren 1989 einen rasanten Anstieg der Zinsen erlebt
17. Trotz der
sehr ähnlichen Enticklung der Zinsen hat sich bei den Mieten in West-Deutschland jedoch keine
Mietschere aufgetan. Die Mieten haben sich weiterhin gemäss ihres früheren Trends































Die unterschiedliche Entwicklung in Deutschland und der Schweiz unterstreicht auf
eindrückliche Weise, dass der Ursprung des Übels (für die Mieter) tatsächlich im Mietgesetz zu
finden ist. Deutschland kennt selbstverständlich keine Anpasung der Mieten and die
                                               
17 Wärend in der Schweiz die Nationalbank für diese Entwicklung verantwortlich ist, hat in Deutschland der
Kapitalbedarf, der sich aus der Wiedervereinigung ergab, die Zinsen in die Höhe getrieben.15
Nominalzinsen. Dort beschränkt sich die Mietanpassung auf die Indexierung mit dem
Konsumentenpreisindex.
III.2.4 Mögliche Einwände
Das zur Zeit gültige Mietgesetz in der Schweiz versucht die Indexierung von Mietverträgen
möglichst zu vermeiden. Insbesondere:
a) Verbot Art. 17 Indexierungungsklauseln in Mietverträgen von weniger als 5-jähriger Dauer,
und beschränkte die Indexierung auf 80% des Anstiegs im Konsumentenpreisindex. Diese
Regel ist im August dieses Jahres geändert worden, und 100%ige Indexierung ist seit neuem
bei langfristigen Mietverträgen möglich.
b) Beschränkt Art. 16 die Anpassung der Mieten an die Inflation für die übrigen Mietverträge
auf 40% der Inflationsrate.
Es ist m.E. ziemlich klar, welches Ziel der Gesetzgeber damit verfolgte: Er wollte verhindern,
dass es zu einer Miet-Preis-Spirale kommt, in der höhere Preise zu höheren Mieten führen, die
sich ihrerseits wieder auf das Preisniveau auswirken.
Dieser Gedankengang ist durchaus lobenswert. Er zeigt, dass der Gesetzgeber verstanden hat,
dass die Gesetzgebung über die Mietanpassung nicht nur Verteilungswirkungen zwischen
Mietern und Vermietern auslöst, sondern auch makro-ökonomische Konsequenzen hat, die es
unbedingt zu berücksichtigen gilt.
Es ist äusserst bedauerlich, dass der Gesetzgeber anscheinend nicht gemerkt hat, dass er all
seine guten Vorsätze über Bord geworfen hat, und das geringere Übel durch ein wesentlich
grösseres ersetzt hat, als er es den Vermietern erlaubte ihre Mieten den Nominalzinsen
anzupassen. Die zur Zeit gültige Regelung erlaubt es den Vermieter (zusätzlich zu der
partiellen Indexierung) für jedes 1/4 Prozent höhere Nominalzinsen 2 bis 3 Prozent
höhere Mieten zu verlangen. Die Mieten sind durch diese Klausel de facto nicht nur
indexiert sondern weit überindexiert. Durch das Binden der Mieten an die Nominalzinsen
wird die Miet-Preis-Spirale erst so richtig in Schwung gebracht. Die Tatsache, dass die Mieten
in der Periode 1988-1993 praktisch doppelt so schnell gestiegen sind wie der
Konsumentenpreisindex (40% höhere Mieten bei 23 % höherem Preisindex, vgl. Abb.2) sind
dafür ein schlagender Beweis.
Die Schweizer Gesetzgebung über die Anpassung der Mieten an die Nominalzinsen ist einer
der Gründe, warum die sogenannte "Inflationsbekämpfung" der SNB, d.h. die Verknappung
des Geldes und die massive Erhöhung des Zinsniveaus als erstes einmal die Inflation stark
anheizte. Das zur Zeit gültige Mietrecht stellt in Zeiten anziehender Inflation also nicht nur
einen sehr schlechten Mieterschutz dar, es hat auch katastrophale makro-ökonomische
Auswirkungen. Da praktisch alle Mieter sehr direkt von einer gut funktionierenden Schweizer
Wirtschaft profitieren, sollten die Mieterverbände gleich ein doppeltes Interesse daran haben,
sich für eine Aufhebung dieser ökonomisch unsinnigen Regel einzusetzen.
III.2.5 Graduelle Anpassung16
Es ist natürlich richtig, dass eine Indexierung der Mieten das Problem der Miet-Preis-Spirale
abschwächt aber nicht löst. Es wäre daher sinnvoll auf eine der Grundideen Initiative "JA zu
fairen Mieten" zurückzukommen. Anstatt die Miete direkt der Inflation anzupassen, wird
hier eine Verzögerung und Glättung eingebaut. Die Mieten sind zwar voll indexiert aber
an eine Inflationsrate die ein (gewogenes) Mittel der Inflationsraten der letzten Jahre ist.
Eine solche Formulierung hätte makro-ökonomisch gesehen erhebliche Vorteile, da sie
die Dynamik einer möglichen Miet-Preis-Spirale erheblich bremsen würde.
Diese Lösung weist relativ zur bisherigen gesetzlichen Regelung erhebliche Vorteile auf: Eine
nur partielle Anpassung der Mieten an das Preisniveau (wie sie zur Zeit im Gesetz
festgeschrieben ist) muss dazu führen, dass die Mieten (insbesondere bei längerfristig
bestehenden Mietverhältnissen) erheblich von der Marktmiete für vergleichbare Objekte
abweichen. In einer Marktwirtschaft müssen solche Verzerungen zu Anpassungen führen, die
häufig mit hohen sozialen Kosten verbunden sind. Dazu gehören insbesondere:
a) Überhöhte Anfangsmieten. Dadurch werden mobile Mieter benachteiligt.
b) Renovationen und andere wertsteigernde Investitionen, die nur vorgenommen werden, um
einen Vorwand für Mieterhöhungen zu haben. Dadurch sinkt mit der Zeit das Angebot an
kostengünstigen (wenn auch schlecht unterhaltenen) Wohnungen.
c) Das "Herausekeln" von Mietern, um bei einem neuen Mietverhältnis eine marktkonforme
Miete zu erzielen.
d) Der Versuch die gesetzlichen Reglungen nicht einzuhalten, und die sich daraus ergebenden
Prozesskosten.
Der Gesetzgeber sollte bei seinen Eingriffen in das Marktgeschehen eine der
Grunderkenntnisse der Nationalökonomie berücksichtigen: Es ist in einer Marktwirtschaft
weder möglich noch sinnvoll zu verhindern, dass die Preise sich den Marktverhältnissen
anpassen. In Einzelfällen mag dies gelingen, für die Allgemeinheit sind die daraus
resultierenden Kosten aber eher hoch.
Was das durchschnittliche Mietniveau angeht, so beschränkt sich der Spielraum des
Gesetzgebers darauf, dass er die Dynamik der Entwicklung beeinflussen kann, nicht aber das
längerfristige Niveau. Eine gesetzliche Regelung, die es den Vermietern nicht erlaubt ihre
Mieten der Inflationsrate anzupassen ist daher zum Scheitern verurteilt. Die Vermieter werden
immer Wege finden dafür zu sorgen, dass ihre Realamieten nicht weit unter das marktübliche
Niveau fallen.
Die tatsächliche Mietentwicklung zwischen 1967 und 1988 illustriert diese Behauptung
eindrücklich. Obwohl das Mietgesetz die Anpassung der Mieten auf 40% der Inflationsrate
begrenzt, sind die Durchschnittsmieten regelmässig schneller gestiegen als die Inflationsrate.
Die Hauptrolle des Mieterschutzes besteht darin dafür zu sorgen, dass es im Rahmen
bestehender Mietverhältnisse nicht zu Missbräuchen kommt. Der Vorschlag einer graduellen
Anpassung der Mieten an das Preisniveau wird dieser Erkenntniss gerecht:17
- Was die bestehenden Mietverhältnisse angeht, so kann eine Anpassung der Mieten an die
Teuerung wohl kaum als "missbräuchlich" bezeichnet werden.
- Eine solche Anpassung bewirkt, dass die Mieten von alteingesessenen Mietern sich ähnlich
entwickeln wie die von Neumietern. Sie leistet so einen wichtigen Beitrag zur Mobilität auf
dem Wohnungsmarkt, und verhindert die oben erwähnten Friktionen und Spannungen.
- Aus der makro-ökonomischen Perspektive leistet die zeitliche Glättung der Anpassung einen
wichtigen Beitrag zur Bremsung von Miet-Preis-Spiralen. Da bei inflationären Prozessen
gerade die Dynamik eine entscheidende Rolle spielt, lohnt es sich diesen Punkt besonders
hervorzuheben.
III.3 Zusammenfassung
Zusammenfassend kann man also festhalten:
1) Die massive und ökonomisch nicht gerechtfertigte Erhöhung des realen Mietniveaus seit
1988 ist ein klarer Beweis, dass das geltende Mietrecht falsch konzipiert ist. Die doppelte
Bindung an Inflationsrate und Nominalzins bedeutet, dass die Mieten weit überindexiert sind.
Da eine Erhöhung der Inflationsrate praktisch immer auch eine Erhöhung der Nominalzinsen
bewirkt, steigen die Mieten in der Schweiz stark überproportional mit der Inflation. Dies ist
erstens ungerecht gegenüber den Mietern und zweitens makro-ökonomisch alles andere als
wünschenswert.
2) Die bis Anfang der 1990er Jahre geltende Beobachtung, dass die Mieten (im Durchschnitt)
umso niedriger waren je länger der Mieter in der Wohnung war
18, zeigen klar, dass die bisher
gültige Regelung der Mietanpassung zu restriktiv waren.
3) Es ist im gemeinsamen Interesse der Mieter und Vermieter eine Lösung zu wählen, die es
erlaubt die Mieten der Entwicklung des Preisniveaus anzupassen. Die Vermieter würden so
auch bei längerfristig bestehenden Mietverhältnissen kaum Einkommenseinbussen erleiden. Die
Mieter müssten keine überhöhten Anfangsmieten zahlen.
4) Um die Dynamik einer makro-ökonomisch äusserst schädlichen Miet-Preis-Spirale zu
bremsen, sollte die Anpassung der Mieten and die Preise zwar vollständig sein, aber nur
langsam erfolgen.
IV Die Kosten des falsch konzipierten Mieterschutzes.
Wie schon eingangs erwähnt ist in einem Gutachten der Versuch unternommen worden zu
berechnen, wieviel die asymmetrische Anpassung der Mieten den Schweizer Mieter seit 1990
gekostet hat. Das BASS-Gutachten kommt auf einen Gesamtbetrag von 5.9 Mia. Fr. Bei der
Berechnung eines solchen Betrages ist (neben Datanproblemen, auf die wir hier nicht eingehen
möchten) natürlich die Wahl des Referenzpunktes von entscheidender Bedeutung. Das
Gutachten wählte als Referenzpunkt eine Mietentwicklung, wie sie sich aus der strikten
Einhaltung des Schweizer Mietrechts ergeben hätte.
                                               
18 Vgl. OCSTAT Genève (1995).18
Dieser Referenzpunkt scheint uns nicht sinnvoll. Wie schon erwähnt erlaubt das Gesetz nur
eine 40%ige Anpassung der Mieten an die Inflationsrate. Da die Nominalzinsen inzwischen
wieder auf ihr ursprüngliches Nieau zurückgefallen sind, würde dies bedeuten, dass die
Realmieten heute niedriger liegen sollten als im Jahr 1990. Dies ist nicht unbedingt realistisch.
Uns scheint ein anderer Referenzpunkt wesentlich relevanter. Wie man Abbildung 5 entnehmen
konnte, sind die (nominalen) Mieten in der Schweiz zwischen 1967 und 1987 um ca. 0.8% pro
Jahr schneller gestiegen als das allgemeine Preisniveau. Es gibt von der Marktlage her keinen
Grund, warum sich an diesem Zusammenhang in den Jahre 1988-1996 markant etwas ändern
sollte. In der Praxis hat sich natürlich einiges geändert. Die Mieten sind erst (in der Periode
1989-1993) viel zu stark gestiegen, und dann trotz der fallenden Hypothekarzinsen nicht
wieder gesunken. Diese Abweichung vom langfristigen Trend sind in Abbildung 6 dargestellt.
Um den Betrag zu berechnen, den die Mieter in der Periode 1990-1996 relativ zu dieser
"normalen" Entwicklung zuviel gezahlt haben, müssen die entsprechenden Mietindizes nur mit
dem Mietvolumen multipliziert werden. Die Ergebnisse dieser Berechnungen findet man in
Tabelle 1. In den Jahren 1990-1996 haben die strukturellen Fehler im Schweizer
Mietrecht die Mieter mehr als 9 Mia. Franken gekostet. Für die Vermieter war der















1990 113 110 19 Mia. 18.6 Mia. 400 Mio. -240 Mio.
1991 124 118 20.9 Mia. 19.9 Mia. 1'000 Mio. -600 Mio.
1992 132 123 22.3 Mia. 20.8 Mia. 1'500 Mio. -125 Mio.
1993 140 128 23.6 Mia. 21.7 Mia. 1'900 Mio. 90 Mio.
1994 141 131 23.8 Mia. 22 Mia. 1'800 Mio. 1'200 Mio.
1995 143 134 24 Mia. 22.6 Mia. 1'400 Mio. 2'400 Mio.
1996 144 136 24.2 Mia. 23 Mia. 1'200 Mio. 3'200 Mio.
Summe 9'200 Mio. 5'925 Mio.
Man erkennt in Tabelle 1, dass nicht nur in der Summe sondern auch in der zeitlichen
Verteilung relativ zu den BASS-Berechnungen erhebliche Unterschiede bestehen. Zuviel
bezahlt haben die Mieter insbesondere in den Jahren 1993-1994 als sie fast 2 Mia. Pro Jahr
zuviel zahlten. Inzwischen ist dieser Betrag wieder auf "nur" etwas über 1 Mia. im Jahr
gesunken. Dies ist wesentlich weniger als die ca. 3 Mia. im Jahr zu denen die BASS-Studie für
das Jahr 1996 kommt. Der Unterschied kommt daher, dass die BASS-Studie mit einem
Referenzpunkt arbeitet, bei dem im Jahr 1996 die Realmieten um gute 5% niedriger liegen
sollten als im Jahr 1990. In unserer Analyse sind wir davon ausgegangen, das die Realmieten
bei einer normalen Marktentwicklung ca 5% höher liegen würden als im Jahr 1990. Dieser
Referenzpunkt basiert auf einer einfachen Fortschreibung des Trends für die Jahre 1967-1987.
Wir gehen davon aus, dass bei einem vernünftigen Mieterschutz die Mieten auch weiterhin um
0.8% pro Jahr schneller als der Konsumentenpreisindex gestiegen wären.
                                               
19 Die Mietvolumen wurden berechnet, indem wir von einem geschätzten Mietvolumen von 19 Mia. Fr im Jahr
1990 ausgingen (vgl. BASS 1996).19
Eine einfache gestaffelte Indexierung der Mieten hätte relativ zur bisherigen Lösung also als
erste grobe Approximation folgende Vorteile aufzuweisen:
1) Die Mieter würden heute um ca. 6% niedrigere Mieten zahlen.
2) Sie hätten in den Jahren 1990-1996 über 9 Mia. Fr. weniger an die Vermieter zahlen
müssen.
20
3) Die Miet-Preis-Spirale wäre wesentlich langsamer gewesen als dies tatsächlich der Fall war,
und die restriktive Geldpolitik der SNB hätte auf die Konjunktur weniger katastrophale
Auswirkungen gehabt.
In Anbetracht dieser Liste der wichtigsten Vorteile scheint eine Änderung des Mieterschutzes
in die hier skizzierte Richtung durchaus überlegenswert.
V Weitere Überlegungen zur Risikoaufteilung.
Wie schon erwähnt, ist eine der Hauptquellen der Ertragsunsicherheit für den Vermieter die
unsichere Entwicklung der Immobilienpreise. Relativ dazu sind eine Reihe anderer
Unsicherheitsfaktoren von nur untergeordneter Bedeutung. Es lohnt sich diesen Punkt
besonders hervorzuheben. Er unterstreicht, dass die Vermieter so oder so ein gewisses Risiko
zu tragen haben. Es lohnt sich daher kaum, dem Vermieter die Möglichkeit zu geben alle
anderen Unsicherheiten in Bezug auf die Kosten jeweils auf die Mieter abzuwälzen. Er sollte
dieses Kostenrisiko ruhig selber tragen. Er kann versuchen, sich über diese Kosten ein Bild zu
machen, bevor er ein Objekt vermietet, und die erwarteten Kosten bei der Berechnung der
Miete berücksichtigen. Hat er Glück, so fallen die Kosten niedrig aus, und er macht einen
höheren Gewinn; hat er Pech, so sinkt seine Marge. Relativ zu der Unsicherheit in Bezug auf
die Wertsteigerung handelt es sich jeweils nur um einen untergeordneten Effekt.
V.1 Unterhaltskosten
Bei der Behandlung der Unterhaltskosten scheint es uns sinnvoll, das Augenmerk weniger auf
die Probleme der Risikoumverteilung zu richten. Es sollte vielmehr daran gedacht werden, für
Mieter und Vermieter eine vernünftige Anreizstruktur zu schaffen.
Diejenigen Unterhaltskosten, auf die der Vermieter einen direkt Einfluss nehmen kann, sollten
auch von ihm getragen werden. Je mehr Möglichkeiten er hat, diese Unterhaltskosten auf die
Mieter abzuwälzen, desto weniger wird er sich bemühen, hier auch möglichst kostensparend zu
handeln. Eine Abwälzung dieser Kosten auf die Mieter führt hauptsächlich zu Ineffizienzen.
Bei Kosten, auf welche die Mieter einen ausschlaggebenden Einfluss haben, (Abwasser,
Wasser, Treppenbeleuchtung etc.) gilt natürlich genau das Gegenteil. Nur durch eine
                                               
20 Bei einer zeitliche Glättung der Anpassung der Mieten an die Preise wäre die Differenz noch wesentlich
grösser, da die Mieten nur langsamer steigen würden. In diesem Sinne handelt es sich bei den Zahlen in
Tabelle 1 also um durchaus konservative Schätzungen.20
vollständige Überwälzung dieser Kosten auf die Mieter kann sichergestellt werden, dass diese
ihr Verhalten den Kosten, die sie verursachen, anpassen.
V.2 Realzinsen
Wie schon erwähnt sind nicht die Nominalzinsen sondern die Realzinsen ein Kostenfaktor. Es
lohnt sich also darüber nachzudenken, ob der Vermieter die Möglichkeit haben sollte,
Änderungen der Realzinsen auf die Mieter abzuwälzen. Die Antwort lautet nein. Das
Realzinsrisiko sollte vollumfänglich vom Vermieter getragen werden.
Wie man Abbildung 4 entnehmen konnte, sind die Realzinsen meist in Perioden hoher Inflation
und überhizter Wirtschaft besonders niedrig. Hoch sind sie in Zeiten mit niedriger Inflation und
einer schwachen Konjunktur.
Würde man den Vermietern erlauben, ihre Mieten den Realzinsen anzupassen, so entständen
dadurch Mietschwankungen, die dem eigentlichen Marktgeschehen diametral entgegenlaufen.
Die Realmieten würden steigen in Zeiten schwacher Konjunktur, wenn die Nachfrage gering
ist, und die Mieten tendeziell fallen sollten.
Sinken sollten die Realmieten in Zeiten der Hochkonjunktur wenn die Mieten von der
Marktlage her eher steigen sollten! Man kann sich leicht ausmahlen, dass man auch hier die
Asymmetrie beobachten würde, die man von den Nominalzinsen her kennt. Die
Realzinssteigerungen würden vollumfänglich überwälzt, die Mietsenkungen hingegen würden
ausbleiben. Es scheint uns nicht sinnvoll zu versuchen Eingriffe vorzunehmen, die von
Vornherein zum Scheitern verurteilt sind, und die aus marktwirschaftlichen Gründen auch
kaum gerechtfertigt sind. Wenn aber unbedingt etwas unternommen werden muss, dann sollte
auf jeden Fall darauf geachtet werden, das die Anpassung sehr stark über die Zeit geglättet
wird.
V.3 Cash-Flow Probleme.
Eine Regelung, die keine Anpassung der Mieten an die Nominalzinsen erlaubt, hat natürlich
den Effekt, dass die Vermieter relativ zu der bisherigen Lösung in Zeiten höherer Inflation vor
grössere Cash-Flow Probleme stellen würde. Dies gilt insbesondere für diejenigen Vermieter,
die sich überwiegend durch Hypotheken mit variablen Zinssätzen finanzieren.
Als erstes muss in diesem Zusammenhang noch einmal festgehalten werden, dass diese Lösung
auf jeden Fall wesentlich gerechter ist als die bisherige, die darin besteht, bedeutende
Vermögensumverteilungen vorzunehmen, nur um die Liquiditätsprobleme der Vermieter zu
lösen.
Desweiteren sollte darauf hingewiesen werden, dass eine vernünftige Anlagepolitik darin
besteht, ein diversifiziertes Portfolio zu halten. Ein Vermieter, der diese elementare
Sicherheitregel berücksichtigt, wird auch keine Liquiditätsprobleme haben. Sollten die Mieten
in Zeiten steigender Inflation und Nominalzinsen nicht ausreichen, um seine "Zinszahlungen"
zu decken, so kann er andere Aktiva verkaufen, um den Liquiditätsengpass zu überbrücken. Er
erleidet so keinen Verlust, da er ja (real gesehen) eine Teil seiner Schulden zurückzahlt.21
Wie schon erwähnt haben die Schweizer Banken bisher sehr wenig unternommen, um den
Vermietern Hypothekarverträge anzubieten, die das Entstehen kurzfristiger Liquiditäts-
engpässe verhindern. Es ist vorstellbar, dass dies zum Teil damit zusammenhängt, dass die
Nachfrage nach solchen Verträgen eher gering war. Die Hausbesitzer wussten, dass sie ihre
Liquiditätsprobleme in Zeiten höherer Nominalzinsen auf Kosten der Mieter lösen könnten.
Eine Änderung im Mietrecht könnte hier einiges in Bewegung bringen. Das Liquiditätsrisiko
für die Vermieter würde steigen, und somit auch die Nachfrage nach Hypothekarverträgen, die
dieses Risiko abdecken. Wir sehen keinen Grund, warum die Schweizer Banken nicht in der
Lage sein sollten, ihr Angebot den geänderten Bedürfnissen anzupassen. Sie müssen ja nur in
Ausland abgucken, wie es dort gemacht wird!
Schliesslich wird es immer wieder passieren, dass Vermieter einen Grossteil ihres Vermögens
in Immobilien investieren, sich kurzfristig verschulden, und bei steigenden Nominalzinsen nicht
in der Lage sind, ihren Verpflichtungen nachzukommen. Es ist jedoch nicht die Rolle des
Mietrechtes dafür zu sorgen, dass Spekulanten auf dem Immobilienmarkt möglichst vor den
Konsequenzen ihres unvorsichtigen Handelns geschützt werden!
VI Die Regulierung von Neumieten
Wie schon erwähnt besteht aus der Sicht des Ökonomen die Hauptrolle des Mitrechts in der
Regelung, wie bestehende Mietverhältnisse fortgeschrieben werden sollen. Es stellt sich daher
die Frage ob auch in die Preisbildung bei Mieterwechsel eingegriffen werden sollte. Die
Antwort lautet prinzipiell NEIN. Diese NEIN muss jedoch etwas differenziert werden.
Als erstes ist festzuhalten, dass es die Möglichkeit geben muss, die Mieten an das
Marktgeschehen anzupassen. In dem Ausmass, in dem dies beim Fortschreiben bestehender
Mietverhältnisse nicht der Fall ist, muss man also davon ausgehen, dass bei Mieterwechsel
grössere Sprünge im Mietniveau stattfinden. Solche Sprünge deuten tendenziell darauf hin,
dass der Mieterschutz zu wenig Anpassungsspielraum lässt, sind aber ansonsten kein Grund
einzugreifen.
Als nächstes muss darauf hingewiesen werden, dass Märkte immer dann besonders gut
funktionieren, wenn sie transparent sind. Je besser die Käufer (Mieter) die verschiedenen
Angebote vergleichen können, desto besser funktioniert der Preismechanismus. Der
Wohnungsmarkt ist nun von Natur her ganz besonders wenig transparent. Keine zwei
Angebote weisen genau die gleichen Charaktersitika auf, und es ist häufig nicht leicht die Vor-
und Nachteile verschiedener Objekte zu bestimmen. Beispiele für Unsicherheitsfaktoren wären:
Wie gut ist das Gebäude isoliert?. Wie sehr stinkt die Küche des Nachbarn? Wie laut ist die
Strasse, bzw. die Eisenbahn in der Nacht? Ist die Wohnung anständig geheizt? Wird das
Treppenhaus regelmässig geputzt? Etc. Der Mietentscheid muss also häufig unter erheblicher
Qualitätsunsicherheit getroffen werden.
Schliesslich ist noch darauf hinzuweisen, dass Neumieter insbesondere wenn sie aus dem
Ausland kommen, über die lokalen Mietverhältnisse im allgemeinen nur sehr wenig informiert
sind, und dementsprechend schwerwiegende Fehlentscheide treffen können.22
Es ist nicht die Rolle des Staates den Bürger zu bevormunden. Wenn er aber die Möglichkeit
hat Rahmenbedingungen zu schaffen, die es dem Bürger erlauben möglichst informierte
Entscheide zu treffen, so verbessert er dadurch das Funktionieren des Marktmechanismus.
Dazu ist er mit Sicherheit legitimiert.
Die Miete, welche der Vormieter für dasselbe Objekt gezahlt hat, gehört sicherlich zu den
wichtigsten Informationen, die es einem Neumieter erlauben könnten, sich ein erstes Bild
darüber zu machen, ob die Miete, die von ihm verlangt wird, gerechtfertigt ist. Der Wunsch
der Vermieter, dass diese Information dem Neumieter zwingend mitgeteilt wird, ist daher
durchaus vernünftig.
Darüber hinaus könnte überlegt werden, ob die Mieterverbände nicht Tabellen aufstellen
sollten, über die marktüblichen Mieten in den verschienen Gegenden. Auch diese Information
müsste der Vermieter dem Mieter vor Vertragsunterzeichnung mitteilen.
Es handelt sich hier um einfache Massnahmen den Markt transparent zu gestalten, die zudem
vom Verwaltungsaufwand her eher gering sind. Es gibt keinen Grund, warum solche
effizienzfördernde Massnahmen nicht per Gesetz durchgesetzt werden sollten.
Zusammenfassend kann man also sagen: Der Gestzgeber sollte Massnahmen födern, die zur
Markttransparenmz beitragen, ohne hohe Verwaltungskosten zu verursachen. Im übrigen sollte
er jedoch bei Neuvermietungen auf das Spiel der Marktkräfte vertrauen. Versuche, in die
Preisgestaltung bei Neumieten einzugreifen, sollten grundätzlich mit grosser Vorsicht
gehandhabt werden.
VII Schlussbemerkungen
Wir haben in dieser Arbeit nicht den Versuch unternommen, das Schweizer Mietrecht neu zu
schreiben. Es ging uns lediglich darum, einige wichtige Elemente zu skizzieren, die bei einer
Gesetzesrevision auf jeden Fall mitberücksichtigt werden sollten. Prinzipiell gilt es zwei Ziele
zu verfolgen: Die Verhandlungsposition der Mieter beim Fortführen existierender
Mietverhältnisse muss gestärkt werden. Subsidiär sollte dafür gesorgt werden, dass das
Mietrecht nicht zu makro-ökonomsich schädlichen Miet-Preis-Spiralen führt.
Beide Ziele kann man erreichen, indem man:
a) Eine volle Indexierung der Mieten zulässt, diese aber zeitlich staffelt und glättet.
b) die Bindung der Mieten an den Nominalzins völlig aufhebt.
Die zur Zeit geltende Lösung ist den Mietern gegenüber (in Zeiten höhere Inflation) äusserst
ungerecht, und darüber hinaus volkswirtschaftlich schädlich.
In Anbetracht des hohen Mietniveaus und der schlechten Wirtschaftslage ist ein Anziehen der
Mieten in den nächsten Jahren kaum zu befürchten. Es wäre jedoch ein Fehler bei einer
Gesetzesänderung nur von der bisherigen Konjunkturlage auszugehen, um später noch einmal
eine ähnliche Katastrophe wie in den Jahren 1990-1996 zu erleben. Damit das Mietrecht
längerfristig für geordnete Verhältnisse auf dem Wohnungsmarkt sorgen kann, muss es auf23
soliden ökonomischen Grundsätzen aufbauen, und darf nicht nur eine Reaktion auf beobachtete
Missstände sein.
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